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Amts⸗Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 11. Marienwerder, den 17. März —— 1886. 


Die Nummer 5 der Geſetz⸗ Sammlung enthält Prüfungs⸗Reglements vom 21. Auguſt 1875 bezeichneten 
unter Schrifiſtücke anzubringen. 
Nr. 9107 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters, betreffend Berlin, den 26. Februar 1886. 

die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ u. Medizinal⸗ 


der Bezirke der Amtsgerichte Lüchow, Münden Angelegenheiten. 

und Oſten. Vom 13. Februar 1886. ’ Im Auftrage: 
— —— —u— —t—y—' de la Croix. 
Bekanntmachungen auf Grund des Reichs⸗ 4, Bekanntmachung. 


geſetzes vom 21. Oktober 1878. Bei der heute in Gegenwart eines Notars öffent: 
1) Die unterzeichnete Königliche Kreishauptmannſchaftſ lich bewirkten Verlooſung von Schuldverſchreibungen der 
als Landes⸗Polizeibehoͤrde hat die Nummern 111 und 4prozentigen Staatsanleihen von 1850, 1852 und 
112 der in czechiſcher Sprache erſcheinenden periodi⸗1853 find die in der Anlage verzeichneten Nummern 
ſchen Druckſchrift: „Volny Sokol Casopis Kato- gezogen worden. 
licky*, Chicago, dne 4 unora und dne 11 unora 1886, Dieſelben werden den Beſitzern mit der Aufforde⸗ 
auf Grund von § 1! des Reichsgeſetzes gegen die gemein⸗ rung gekündigt, die in den ausgelooſten Nummern ver: 
gefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie vom ſchriebenen Kapitalbeträge vom 1. Oktober 1886 ab 


21. Oktober 1878 verboten. gegen Quittung und Rückgabe der Schuldverſchreibungen 
Bautzen, am 8. März 1886. und der nach dem 1. Oktober 1886 fällig werdenden 
Königliche Kreishauptmannſchaft. Zinsſcheine nebſt Zinsſcheinanweiſungen bei der Staats⸗ 
von Salza und Lichtenau. ſchulden⸗Tilgungskaſſe, Taubenſtraße Nr. 29 hierſelbſt, 

2) Das von der Königlich preußiſchen Regierung zu zu erheben. 
Duſſeldorf unter dem 16. Dezember 1885 erlaſſene Die Zahlung erfolgt von 9 Uhr Vormittags bis 


Verbot des ferneren Erſcheinens der periodiſchen1 Uhr Nachmittags, mit Ausſchluß der Sonn- und 

Drudi chrift: Feſttage und der letzten drei Geſchäftstage jeden Monats. 
„Freie Preſſe für Berg und Mark“. Organ Die Einlöfung geſchieht auch bei den Regierungs⸗Haupt⸗ 
für das werkthätige Volk, kaſſen und in Frankfurt a. M. bei der Kreiskaſſe. 

iſt durch Entſcheidung der Reichs⸗Kommiſſion vom heu⸗ Zu dieſem Zwecke können die Schuldverſchreibun⸗ 

tigen Tage, jedoch unter Aufrechthaltung des Verbots gen nebſt Zinsſcheinen und Zinsſcheinanweiſungen einer 

der Nummer 1 vom 1. Dezember 1885 dieſer Druck- dieſer Kaſſen ſchon vom 1. September d. J. ab ein: 


ſchrift, aufgehoben worden. gereicht werden, welche fie der Staate ſchulden⸗Tilgungs⸗ 
Berlin, den 4. März 1886. kaſſe zur Prüfung vorzulegen hat und nach erfolgter 
Die Reichs⸗Kommiſſion. Feſtſtellung die Auszahlung vom 1. Oktober 1886 ab 

Herrfurth. bewirkt. 


Mit den verlooſten Schuldverſchreibungen ſind 

Verordnungen und Bekanntmachungen unentgeltlich abzuliefern und zwar: von den Anleihen 

der Cenutral⸗Behörden. von 1850 und 1852 die Anweiſungen zur Abhebung 

8) Bekanntmachung. der Zinsſcheinreihe X. und von der Anleihe von 1853 

1 Fur die Turnlehrerinnen⸗Prüfung, welche im die Au e en 17 ie bis 8 und Anweiſun⸗ 
Frühjahr 1886 zu Berlin abzuhalten ift, habe ich gen zur Abhebung der Reihe X. 1 De 

Termin auf Monta g, den 31. Mai d. J. und! Der Betrag der etwa fehlenden Zinsſcheine wird 

folgende Tage anberaumt von dem Kaptitale zurückbehalten. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden Be⸗ Mit dem 1. Oktober 1886 hört die Verzin⸗ 
werberinnen ſind bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde ſpä⸗ fung der verlooſten Schuldverſchreibungen auf. 
teſtens 6 Wochen, Meldungen anderer Bewerberinnen Zugleich werden die bereits früher ausgelooſten, 
unmittelbar bei mir ſpäteſtens 4 Wochen vor dem auf der Anlage verzeichneten noch rückſtändigen Schuld⸗ 
Prüfungstermine unter Einreichung der in § 4 des verſchreibungen wiederholt und mit dem Bemerken auf⸗ 

Ausgegeben in Marienwerder am 18. März 1886. 


Femme 
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gerufen, daß die Verzinſung derſelben mit den einzelnen Verordnungen und Bekanntmachungen 


Kündigungsterminen aufgehoͤrt hat. 


Die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe kann ſich in 6) 


einen Schriftwechſel mit den Inhabern der Schuldver⸗ 
ſchreibungen über die Zahlungsleiſtung nicht einlaſſen. 
Formulare zu den Quittungen werden von den 
ſämmtlichen obengedachten Kaſſen unentgeltlich verabfolgt. 
Berlin, den 3. März 1886. 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
Sydow. 


5) Bekanntmachung. 


Die am 1. April d. J. fälligen Zinsſcheine der 
Preußiſchen Staatsſchuldverſchreibungen werden bei der 
Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe — Taubenſtraße 29 hier⸗ 
ſelbſt —, bei der Reichsbank⸗Hauptkaſſe, bei den ſchon 
früher zur Zinszahlung benutzten Kaſſen und bei den 
in unferer Bekanntmachung vom 16. Mai 1883 bezeich- 
neten Reichsbank⸗Anſtalten vom 24. d. Mts. ab in 
den gewöhnlichen Geſchäftsſtunden eingelöſt. Die Staats 
ſchulden⸗Tilgungskaſſe iſt für die Zinszahlungen 
werktäglich von 9 bis 1 Uhr mit Ausſchluß des vor⸗ 
letzten Tages in jedem Monat, am letzten Monatstage 
aber von 11 bis 1 Uhr geöffnet. 


Die Zinsſcheine ſind, nach den einzelnen Schuld⸗ 
gattungen und Werthabſchnitten geordnet, den Einlöſungs⸗ 
ſtellen mit einem Verzeichniß vorzulegen, welches die 
Stückzahl und den Betrag für jeden Werthabſchnitt 
angiebt, aufgerechnet iſt und des Einliefernden Namen 
und Wohnung erſichtlich macht. 


Wegen Zahlung der Zinſen für die in das 
Staatsſchuldbuch eingetragenen Forderungen nehmen 
wir auf den Artikel 8 der Ausführungsbeſtimmungen 
des Herrn Finanzminiſters vom 22. Juni 1884 — 
Nr. 154 des Deutſchen Reichs⸗ und Königl. Preußiſchen 
Staatsanzeigers fur 1884 — mit dem Bemerken Bezug, 
daß die Zuſendung dieſer Zinſen, ſoweit ſie am 
1. April fällig, mittels der Poſt ſowie ihre Gutſchrift 
auf den Reichsbank⸗Girokonten der Empfangsberechtigten 
zwiſchen dem 18. März und 8. April erfolgt; die 
Baar zahlung aber bei der Staatsſchulden⸗Tilgungs⸗ 
kaſſe am 18. März, bei den Regierungs⸗Hauptkaſſen am 
24. März und bei den mit der Annahme direkter Staats⸗ 
ſteuern außerhalb Berlins betrauten Kaſſen am 1. April 
beginnt. 


Die Inhaber vierprozentiger Preußiſcher Konſols, 
welche von der Einrichtung des Staatsſchuldbuchs Ge⸗ 
brauch machen wollen, erſuchen wir, von den durch uns 
veröffentlichten „Amtlichen Nachrichten über das Preu⸗ 
ßiſche Staatsſchuldbuch“ Kenntniß zu nehmen, welche 
durch jede Buchhandlung für 25 Pfennig oder von dem 
Verleger J. Guttentag (D. Collin) in Berlin per Poſt 
für 30 Pfennig franko bezogen werden können. 

Berlin, den 3. März 1886. 

Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
Sydow. 


der Provinzial⸗Behörden. 
Bekanntmachung. 
Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
vom 26. April 1879 bringe ich die erfolgte Ernen⸗ 
nung des Organiſten Adolf Kallies zu Gr. Plauth 
zum Stellvertreter des Standesbeamten für den Bezirk 
Limbſee im Kreiſe Roſenberg Wpr., an Stelle des von 
dem Amte zurückgetretenen Rechnungsführers Schulz, 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 2. März 1886. 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
7) Bekanntmachung. 

Unter Bezugnohme auf meine Bekanntmachung 
vom 12. November 1884 bringe ich die erfolgte Ernen⸗ 
nung des Gutsbeſitzers Wittig zu Jamielnik zum 
Standesbeamten für den Bezirk Jamielnik im Kreiſe 
Löbau Wpr., an Stelle des von Studa verzogenen Guts⸗ 
verwalters Lopitſch, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 8. März 1886. 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
8) Diefer Nummer des Amtsblatts iſt als Extra⸗ 
Beilage das Statut ſowie die miniſterielle Genehmigung 
der „Allgemeinen Spiegelglas⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft“ 
in Mannheim beigefügt, worauf hiermit aufmerkſam 
gemacht wird. 

Marienwerder, den 4. März 1886. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

9) Der Herr Miniſter des Innern hat durch Erlaß 
vom 24. Februar cr. dem Komitee für den Pferdemarkt 
in Stettin die Erlaubniß ertheilt, in Verbindung mit 
dem für den 4. bis 7. Juni daſelbſt in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Pferdemarkte eine öffentliche Verloofung von 
Wagen, Pferden, Fahr⸗ und Reitgegenſtänden, zu welcher 
66 000 Looſe à 3 Mark ausgegeben werden dürfen, zu 
veranſtalten und die betreffenden Loofe in dem ganzen 
Bereiche der Monarchie abzuſetzen. 
Marienwerder, den 12. März 1886. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

Polizei⸗Verordnung. 
Nachdem das Bahnpolizei⸗Reglement für die Eiſen⸗ 
bahnen Deutſchlands nach der Bekanntmachung des Herrn 
Reichskanzlers vom 30. November 1885 in Nr. 32 des 
Reichsgeſetzblaltes (S. 289 ff.), ſowie in Nr. 50 des 
Centralblattes für das Deulſche Reich (S. 541 ff.) 
durch Beſchluß des Bundesraths vom 26. November 
1885 verſchiedene Aenderungen erfahren hat, wird daſ⸗ 
ſelbe in ſeiner veränderten Faſſung auf Grund der 
SS 136 und 140 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195 
ff) mit dem Bemerken hierdurch zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht, daß das Bahnpolizei⸗Reglement vom 4. Januar 
1875 nebſt den Abänderungen vom 12. Juni 1878 
und 17. Mai 1881 mit dem 1. April 1886 außer 
Kraft tritt. 

Berlin, den 31. Dezember 1885. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
(gez.) Maybach. 
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Vorſtehendes Publikationspatent wird mit beniltende Abgabe iſt von dem Bundesrat) auf 65 Mk. für 
Bemerken hierdurch veröffentlicht, daß vom 1. April] 100 Kilogr. nach Maßgabe feines Gewichts in fabrika⸗ 
d. J. ab die in einer dieſer Nummern des Amtsblatts tionsreifem Zuſtande feſtgeſetzt worden. Die jährlich 
beiliegenden Extrabeilage enthaltenen Bekanntmachungen zu verwendende Minimalmenge des Surrogats beträgt 
des Herrn Reichskanzlers vom 30. November v. Js. , 10 Kilogr. 


betreffend Berlin, den 16. Februar 1886. 
1. das Bahnpolizei⸗Reglement für die Eiſenbahnen Der Finanz⸗Miniſter. 
Deutſchlands, Im Auftrage: 
2. die Signalordnung für die Eiſenbahnen Deutſch⸗ gez. Haſſelbach. 
lands, a 14) Königliche landwirthſchaftliche Akademie 


Poppelsdorf 
in Verbindung mit der Rheiniſchen Friedrich⸗Wilhelms⸗ 
in Kraft treten und daß von dem genannten Zeitpunkte Univerſität Bonn. 
ab die Signalordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands Das Sommer ⸗Semeſter 1886 beginnt am 28. April 
vom 4. Januar 1875 nebſt Abänderungen vom 12. Juni d. J. mit den Vorleſungen an der Univerſität Bonn. 
1878 und 20. Juni 1880, ſowie die Normen für die Der ſpezielle Lehrplan umfaßt folgende mit Demonſtra⸗ 
Konſtruktion und Ausrüſtung der Eiſenbahnen Deutſch⸗ tionen verbundene wiſſenſchaftliche Vorträge: 
lands vom 12. Juni 1878 außer Kraft treten. Einleitung in die landwirthſchaftlichen Studien: 
Marienwerder, den 4. März 1886. Geh. Regierungs⸗Rath, Direktor Prof. Dr. Dünkelberg. 
Der Regierungs⸗Präſident. Allgemeine Viehzucht: Derſelbe. Kulturtechnik: Derſelbe. 
11) Den von dem Forſtkaſſen⸗Rendanten Gieſe zu Kulturtechniſches Konſervatorium und Seminar: Derſelbe. 
Gollub mit unſerer Genehmigung angenommenen Forſt⸗ Landwirthſchaftliches Seminar: Derſelbe und Profeſſor 
Untererhebern Fiſch zu Mszanno und Beiſter zu Dr. Werner. Spezieller Pflanzenbau: Prof. Dr. Wer: 
Damerau iſt von uns die Befugniß zur Ausſtellungf ner. Schweinezucht: Derſelbe. Allgemeiner Pflanzen: 
gültiger Kaſſen Quittungen ertheilt, was hiermit zurfbau: Dr. Dreiſch. Taxationslehre: Derſelbe. Forſt⸗ 
Kenntniß des Publikums gebracht wird. ſchutz: Forſtmeiſter Sprengel. Waldbau: Derſelbe. 
Marienwerder, den 8. März 1886. Weinbau: Garteninſpektor Herrmann. Gemüſebau: 
Königliche Regierung, Derſelbe. Landesverſchönerung: Derſelbe. Organiſche 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. Experimental⸗Chemie: Prof. Dr. Freytag. Chemiſches 
12) Bekanntmachung. Praktikum: Derſelbe. Agrikultur⸗ Chemie: Profeſſor 
Mit dem 15. März 1886 tritt zum Verband⸗ Dr. Kreusler. Landwirthſchaftlicke Botanik und Pflanzen: 
Gütertarif zwiſchen Stationen des Eiſenbahn⸗Direktions⸗ krankheiten: Prof. Dr. Körnicke. Phyſiologiſche und 
bezirks Bromberg einerſeits und Stationen der Marien⸗ mikroskopiſche Uebungen: Derſelbe. Naturgeſchichte der 
burg⸗Mlawkaer Bahn andererſeits vom 25. März 1882 Wirbelthiere: Prof. Dr. Bertkau. Experimentelle Thier⸗ 
der Nachtrag VII. in Kraft; derſelbe enthält: phyſiologie: Profeſſor Dr. Finkler. Thierohyſiologiſches 
a. direkte Frachtſätze für den Verkehr zwiſchen Illowo Praktikum: Derſ. Geognoſie. Mineralogiſche Uebun⸗ 
trans. und den Stationen des Bezirks Bromberg, gen. Experimental⸗Phyſik: Prof. Dr. Gieſeler. Phyſi⸗ 
b. Ausnahmeſätze für Thomasſchlacke im Verkehr kaliſches Praktikum: Derſelbe. Landwirthſchaftliche 
ab Illowo trans. nach Danzig, Neufahrwaſſer, Maſchinenkunde: Derſelbe. Erdbau: Derſelbe. Brücken⸗, 
Elbing und Königsberg, Wehr⸗ und Schleuſenbau: Negierungs⸗Baumeiſter Hup⸗ 
o. Früher bereits publizirte Tarifänderungen, ſowie pertz. Uebungen im Entwerfen von kulturtechniſchen 
Berichtigungen, Bauwerken: Derſelbe. Praktiſche Geometrie: Dozent 
und kann durch die Billet⸗Expeditionen der Verband⸗ Koll. Traciren: Derſelbe. Geodätiſches Zeichnen und 
ſtationen bezogen werden. Rechnen: Derſelbe. Meßübungen: Derſelbe. Analytiſche 
Bromberg, den 5. März 1886. Geometrie und Analyſis: Dr. Veltmann. Mathema⸗ 
Koͤnigliche Eiſenbahn⸗Direktion. tiſches Zeichnen und Nechnen: Derſelbe. Elementar⸗ 
13) Bekanntmachung. Geometrie: Derſelbe. Algebra: Derſelbe. Volkswirth⸗ 
Nach dem Beſchluſſe des Bundesraths vom ſchaftslehre: Geh. Regierungs⸗Nath, Prof. Dr. Naſſe. 
28. v. Mts. kann als Ausnahme von dem im § 27 Verwaltungs⸗ und Gewerberecht: Geheimer Bergrath, 
des Geſetzes über die Beſteuerung des Tabaks vom Prof. Dr. Kloſtermann. Landeskulturgeſetzgebung: Derſ. 
16. Juli 1879 (R.⸗G.⸗Bl. S. 245) enthaltenen Ver⸗ Fischzucht: Prof. Dr. Frhr. von la Valette St. George. 
bote der Verwendung von Tabakſurrogaten die Verwen⸗ Akute und Seuchenkrankheiten der Hausthiere: Departe⸗ 
dung von Veilchenwurzelpulver bei der Herſtellung vonſments⸗Thierarzt Schell. Geſundheitspflege der Haus⸗ 
Tabakfabrikaten von den Zolldirektivbehörden widerruflich ſäugethiere: Derſelbe. Theoretiſch⸗praktiſcher Kurſus 
geſtattet werden. Die dabei zu beobachtenden Kontrol⸗ für Bienenzucht: Dr. Pollmann. 
vorſchriften werden den Fabrikanten auf Erſuchen von Außer den der Akademie eigenen wiſſenſchaftlichen 
der Steuerbehörde mitgetheilt werden. und praktiſchen Lehrhülfsmitteln, welche durch die für 
Die für das genannte Tabakſurrogat zu entrich⸗ſchemiſche, phyſikaliſche, pflanzen⸗ und thierphyſiologiſche 


3. die Normen für die Konſtruktion und Ausrüſtung 
der Eiſenbahnen Deutſchlands 
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Praktika eingerichteten Inſtitute, neben der landwirth⸗ 
ſchaftlichen Verſuchsſtation und dem thierphyſiologiſchen 
Laboratorium eine weſentliche Vervollſtändigung in der 
Neuzeit erfahren haben, ſteht derſelben durch ihre Ver⸗ 
bindung mit der Univerſität Bonn die Benutzung der 
Sammlungen und Apparate der letzteren zu Gebote. 
Die Akademiker ſind bei der Univerſität immatrikulirt 
und haben deshalb das Recht, noch alle anderen für 
ihre allgemeine wiſſenſchaftliche Ausbildung wichtigen 
Vorleſungen zu hoͤren, über welche der Univerſitäts⸗ 
Katalog das Nähere mittheilt. 

Der ſeit 1876 verſuchsweiſe eingerichtete kultur⸗ 
techniſche und der ſeit 1880 beſtehende geodätiſche Kurſus 
ſind nunmehr definitiv an der Akademie eingerichtet und 
deren Veſuch für die zukünftigen preußiſchen Landmeſſer 


obligatoriſch geworden. Ebenſo haben die hier ſtudiren⸗ 
den Landmeſſer und die Kulturtechniker ihre Diplom⸗ 
examen mit amtlicher Geltung an der hieſigen Akademie 
abzulegen. 

Auf Anfragen wegen Eintritts in die Akademie 
iſt der Unterzeichnete gern bereit, jedwede gewünſchte 
nähere Auskunft zu ertheilen. 

Poppelsdorf bei Bonn, im Februar 1886. 

Der Direktor der landwirthſchaftlichen Akademie. 
Geh. Reg.⸗Rath, Profeſſor Dr. Dünkelberg. 
Bekanntmachung. 

Durch Beſchluß des Bezirks-Ausſchuſſes zu Marien⸗ 
werder vom 2. Februar cr. iſt bei dem Einverſtändniſſe 
der Betheiligten gemäß § 2 Abſatz 4 der Städteordnung 
vom 30. Mai 1853 in Verbindung des § 8 des Zu⸗ 
ſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 die Abtrennung 
des Jagens J. des Forſtreviers Smolnik von dem ſtädti⸗ 
ſchen Forſtgutsbezirk Rothwaſſer und die Vereinigung 
deſſelben mit der Stadtgemeinde Thorn genehmigt worden. 

Thorn, den l. März 1886. 

Der Kreis⸗Ausſchuß. 


Perſonal⸗Chronik. | 
Der Regierungs⸗ und Paurath Weber hierſelbſt 


15) 


16) 


Nerd 


8 


iſt zum 1. April er. an das Königliche Polizei⸗Präſi⸗ 
dium zu Berlin verſetzt. 

Die Lokalaufſicht über die Schulen zu Bagnitz, 
Kamnitz, Kl. Klonia und Pantau iſt dem Könige 
lichen Kreisſchulinſpektor Dr. Rösler in Tuchel über⸗ 
tragen und der bisherige Lokalſchulinſpektor Pfarrer 
Liedtke in Bagnitz auf ſeinen Antrag von dieſem Amte 
entbunden worden. 

Die Lokalaufſicht über die Schulen zu Bratwin, 
Buſchin, Carolina, Dragaß, Dubellno, Flö⸗ 
tenau, Gruppe, Kommerau, Kruſch, Gr. Lubin, 
Alt Marſau, Michelau, Miſchke, Gr. Sanskau, 
Sartowitz, Schwenten, Wenglarken, Dt. Weſt⸗ 
phalen und Gr. Weſtphalen iſt dem Pfarrer Puzig 


in Gruppe übertragen und der bisherige Lokalſchul⸗ 


inſpekior, Kreisſchulinſpektor Scheuermann in Schwetz 
von dieſem Amte entbunden worden. 

Der Gutsbeſitzer Hüninghaus zu Braunsrode 
iſt zum Stellvertreter des Amtsvorſtehers des Amts⸗ 
bezirks Lopatken Kreis Graudenz ernannt. 

Der Güter⸗Expeditons⸗Vorſteher Grunwald in 
Thorn tritt am 1. April d. J. in den Ruheſtand und 
der Güter ⸗Expedient Uppenborn wird vom gleichen 
Zeitpunkte ab von Neufahrwaſſer nach Thorn verſetzt. 


— 


7) Erledigte Schulſtellen. 


Die 5. Schullehrerſtelle zu Czersk wird zum 
1. Mai cr. erledigt. Lehrer katholiſcher Konfeſſion, 
welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, 
unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen 
Kreisſchulinſpektor Herrn Uhl zu Konitz zu melden. 

Die 2. Schullehrerſtelle zu Königlich Dom⸗ 
browken wird zum 1. Mai cr. erledigt. Lehrer evan⸗ 
geliſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben 
wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, 
bei dem Königlichen Kreisſchulinſpktor Herrn Dr. Kap⸗ 
hahn zu Graudenz zu melden. 


L S  enn 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 11.) 


Nedigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von N. Kanter's Hofbuchdruckerei. 
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Gonceition (Nr. 13044). Der Allgemeinen Epiegelglad- 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft zu Mannheim wird auf Grund 
des vorgelegten Siatut3 die Conceſſion zum Geſchaftsbetriebe 
in Preußen unter nachfolgenden Bedingungen ertheilt: 

1. Jede Veränderung des Geſellſchaftsſtatuts iſt anzu⸗ 
zeigen und bei Verluſt der ertheilten Conceſſſon der Ge. 
nehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe zu 
unterbreiten. 

2. Die Conceſſion, das Statut und etwaige Aenderungen 
des letzteren ſind in den Amtsblättern und ſonſtigen 
Publikationsorganen derjenigen Bezirke, in welchen die 
Geſellſchaft durch Agenten Geſchäfte betreiben will, auf 
Koſten der Geſellſchaft zu veröffentlichen. ie 

3. Alle Verträge mit Preußiſchen Staatsangehörigen 
ſind am Wohnorte eines der in Preußen beſtellten Agenten 
abzuſchließen. £ 4 l 

Die gegenwärtige Conceſſion kann zu jeder Zeit und 
ohne daß es der Angabe von Gründen bedarf, lediglich nach 
dem Ermeſſen des Miniſters für Handel und Gewerbe 
zurückgenommen und für erloſchen erklärt werden. 

Uebrigens iſt durch dieſe Concejiion die Befugniß zum 
Erwerbe von Grundſtücken in Preußen nicht ertheilt, viel⸗ 
mehr bedarf es dazu in jedem einzelnen Falle der beſonders 
nachzuſuchenden miniſteriellen Genehmigung. 

Berlin, den 16. 1 = 

Für den Minister für ae und Gewerbe 
(gez.) v. Bötticher. 


Statuten der Allgemeinen Spiegelglas⸗ 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft in Mannheim. 


Auf Grund eines zu Mannheim unterm 5. Juni 1863 
abgeſchloſſenen Geſellſchaftsvertrags wurde im Sinne der Artikel 
207 bis 2494 des A. D. H. G. eine Aktiengeſellſchaft unter 
der Firma „Allgemeine Spiegelglas⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft“ 
ins Leben gerufen, deren Statuten durch Erlaß des Großherzog⸗ 
lichen Handelsminiſteriunis vom 24. Juni 1863 No. 3119 die 
Staatsgenehmigung erhielten. 

Dieſe Statuten wurden in der am 31. März 1881 abgehal⸗ 
lenen ordentlichen Generalverſammlung abgeändert und nunniehr 
in der außerordentlichen Generalverſammlung vom 29. Decbr. 
1885 mit Bezug auf das neue Aktiengeſetz feſtgeſtellt wie folgt: 


Firma, Sitz, Zweck und Dauer der Geſellſchaft. 

8 1. Die Geſellſchaft führt auch ferner die Firma: Allgemeine 
Spiegelglas⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft und behält ihren Sitz in 
en, Zweck der Ce 

§ 2. Der Zweck der Geſellſchaft iſt die Verſicherung gegen 
Bruchſchäden von Schaufenſtern, Glasſcheiben und A 5 

8 3. Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf dreißig Jahre vom 
Tage der Conceſſion 24. Juni 1863 an beginnend und am näm⸗ 
lichen Tage 1893 endigend, feſtgeſetzt. 

Ueber eine längere Fortdauer hat ein Jahr vor Ablauf ge⸗ 
nannter Periode, die Generalverſammlung zu beſchlteßen. 

Die Beſtimmung über eme frühere Auflöſung enthält 8 30. 

Grundkapital und Aktien. 

84. Das Grundkapital beträgt M. 300,000, — ſage Drei⸗ 
malhunderttauſend Mark, eingetheili in 300 Aktien a M. 1000.— 
auf den Namen lautend, welche ſämmtlich begeben find. 

§ 5. Die baare Einzahlung beſteht in Zwanzig Prozent 
alſo in Zweihundert Mark auf die Aktie. 

„Für die übrigen Achtzig Prozent find Solawechſel an 
die Direckion der Geſellſchaft, ohne Ordre und 14 Tage nach 
Vorzeigung zahlbar, auszuſtellen. 

| Die Direction kann letztere ohne Genehmigung des Auf⸗ 
ſichtsraths weder vorzeigen, noch das Ganze oder einen Theil 
desſelben J nk 

86. Sollte eine vom Aufſichtsrathe beſchloſſene und den 
Aktionären aufgegebene Einzahlung an on beine, Verfall⸗ 
tage nicht erfolgen, jo iſt der Säumige ſofort an die Erfüllung 
ſeiner Verbindlichkeit brieflich zu erinnern, bleibt dieſe Mahnung 
fruchtlos, ſo iſt demſelben nach Ablauf von 8 Tagen eine letzte 
briefliche Aufforderung zuzuſtellen, bei Vermeidung des Zwangs⸗ 
verfahrens, die rückſtändige Rate nebſt Verzugszinſen und einer 


Konventionalſtrafe von Zwanzig Mark per Aktie innerhalb 4 
Wochen einzuzahlen. 

Sollte auch dieſe dritte Aufforderung ohne Wirkung bleiben, 
ſo iſt der Aufſichtsrath berechtigt, den bisherigen Aktieninhaber 
ſeines Aktienrechts für verluſtig zu erklären und letzteres ander⸗ 
weitig zu verwerthen. 

Aus dem Erlös hat ſich zunächſt die Geſellſchaft für den 
rückſtändigen auf den Solawechſel eingeforderten Betrag bezahlt 
zu machen, der Reſt wird alsdann, ebenſo wie der Solawechſel 
— fern alle Verbindlichkeiten gegen die Geſellſchaft erfüllt und 
der letzteren auch die Aktienurkunden zurückgegeben ſind — dem 
bisherigen Aktionär beziehungsweiſe deſſen Erben zugeſtellt. 

Für einen etwaigen Wenigererlös bleiben der ſeitherige 
Aktionär und beziehungsweiſe deſſen Erben haftbar. 

8 7. Die Aktionäre werden in das Aktienbuch der Geſell⸗ 
ſchaft eingetragen. 

88. Kein Aktionär darf mehr als fünfzig Aktien beſttzen. 

§ 9. Der Uebergang einer Aktie von dem in § 7 ge⸗ 
nannten Juhaber auf eine andere Perſon, durch Kauf, Erbſchaft 
oder auf andere Weiſe, kann nur mit Genehmigung des Auf⸗ 
ſichtsraths geſchehen. 

Die Genehmigung des Uebergangs an einen Aktionär der 
Geſellſchaft kann nur im Falle des 8 8 verweigert werden. 

In dieſem Falle hat der neue Uebernehmer ſofort den 
ſtatutenmäßigen Solawechſel (8 5) für den noch nicht eingezahlten 
Betrag der Aktie auszuftellen. 

Die Ausſtellung muß längſtens binnen 8 Tagen, vom Tage 
der Genehmigung an gerechnet, geſchehen, widrigenfalls letztere 
ihre Wirkung verliert. 

Erfolgt aber die Wechſelansſtellung in vorgedachter Friſt, 
fo tritt der Uebernehmer in Beſitz der auf feinen Namen zu 
ſtellenden Aktie und der Solawechſel des früheren Ausſtellers 
wird letzterem zurückgegeben, wenn nicht derſelbe mit einer Ein⸗ 
gehfung im Rückſtande ift, in welchem Falle der Wechſel erft 

ann ausgefolgt wird, nachdem die beſagte Einzahlung geleiſtet 
worden iſt. 

8 10. Die Aktien find untheilbar und die Geſellſchaft au⸗ 
erkennt für eine Aktie nur einen einzigen Eigenthümer. 

Stirbt ein Aktionär, jo haben die Erben innerhalb Jahres⸗ 
friſt denjenigen aus ihrer Mitte zu bezeichnen, auf welchen die 
Aktie übergehen foll. 

Sie haben ferner ſoſort einen Gewalthaber zum Empfang 
der von dem Auſſichtsrath zu erwartenden Mittheilungen zu 
ernennen. 

Geſchieht Beides oder eines von Beiden nicht, ſo iſt der 
Aufſichtsrath berechtigt, das Aktienrecht anderweitig zu verwerthen 
und den Erlös nach Abzug der für die Verwerthung eutſtan⸗ 
denen Koſten, ſowie der gegenüber der Geſellſchaft beſtehenden 
Verbindlichkeiten auf dem Bureau der Geſellſchaſt zur Verfügung 
der Bezugsberechtigten zu ſtellen. 

Reicht der Erlös zur Deckung dieſer Verbindlichkeiten nicht 
aus, ſo kann die Geſellſchaft den hinterlegten Solawechſel gegen 
die Erben geltend machen. 

Haben aber die Erben denjenigen bezeichnet, auf welchen 
die Aktie übergehen ſoll, ſo hat letzterer den Solawechſel für den 
noch nicht eingezahlten Betrag auszuſtellen. 

Kommt der neue Uebernehmer der Aktie binnen 8 Tagen, 
von dem Tage an gerechnet, an welchem derſelbe als ſolcher 
von den Erben bezeichnet wurde, ſeinen Verbindlichkeiten nicht 
nach, fo iſt der Aufſichtsrath berechtigt, jo zu verfahren, als 
wäre von den Erben überhaupt kein Aktien⸗Nachfolger bezeichnet 
worden. 

Erfolgt die Wechſelausſtellung vorſchriftsgemäß, ſo wird 
dem Erben, welcher in Beſitz der Aktie tritt, der Solawechſel des 
Erblaſſers zurückgegeben, ſofern letzterer mit keiner eingeforderten 
Einzahlung im Rückſtand iſt; in dieſem Falle muß die rückſtändige 
Einzahlung vor Ausfolgung des Solawechſels geleiſtet werden. 

Die obigen Beſtimmungen finden auch auf die Erben der 
Erben Anwendung. 5 0 

Verweigert der Auſſichtsrath in einem Beerbungsfalle ſeine 
Zuſtimmung zum Uebergang der Aktie auf den Erben, wozu er 
auch berechtigt iſt, wenn die Erben den obigen Vorſchriften 
nachzukommen bereit find, oder wenn nur ein Erbe vorhanden 
iſt, jo tritt die Beſugniß des Aufſichtsraths zur anderweitigen 
Verwerthung des Aktienrechts in gleicher Weiſe ein, wie oben 
Abſatz 3 dieſes Paragraphen beſtimmt. 


u 


Organiſation und Verwaltung. 

8 11. Die Organe der Geſellſchaft ſind: 

1) Die Generalverſammlung, 

2) der Aufſichtsrath, 

3) der Vorſtand (Direktion). 

9 12. Die Geſammtheit der Aktionäre wird durch die 
Geueralverſammlung vertreten, zu welcher dieſelben durch den 
Auſſichtsrath ſchriftlich einzuladen ſind. 

Das Stimmrecht in der Generalverſammlung wird von 
dem Aktionär entweder: 

a) perſönlich, beziehungsweiſe durch feinen geſetzlichen Ver⸗ 

treter, oder 

b) durch ſchriftliche Uebertragung an einen anderen Stimm⸗ 
berechtigten 

ausgeübt. 

Geſetzliche Vertreter im Sinne von litr. a find z. B. die 
Theilhaber reſp. Vorſtände von Handelsgeſellſchaften, die Pro⸗ 
kuriſten von Einzelfirmen und Handelsgeſellſchaſten, die Ehe⸗ 
männer für ihre Frauen, Vormünder für ihre Bevormundeten ꝛc. 

Jede Aktie hat eine Stimme, jedoch kann ein Aktionär für ſich 
und für Andere (b) im Ganzen nicht mehr als 30 Stimmen abgeben, 

Die Beſchlüffe der Generalverſammlung werden durch ein⸗ 
fache Stimmenmehrheit gefaßt, ſoweit nicht in den folgenden 
Paragraphen Anderes beſtimmt iſt. 

Bei Gleichheit der Stimmen gibt die Stimme des Vor⸗ 
ſizenden den Ausſchlag und bei Wahlen das Loos. 

£ In den erſten 3 Monaten eines jeden Geſchäfts⸗ 
jahres findet die ordentliche Generalverſammlung ſtatt. 

In außerordentlicher Weiſe wird eine Generalverſammlung 
berufen, wenn der Auſſichtsrath eine ſolche für nöthig erachtet, 
oder weun deren Beraſung von mindeſtens einem Zwanzigſtel 
der Aktien begehrt wird. 

9 14. Den Vorſitz in der Generalverſammlung führt der 
vom Aufſichtsrathe gewählte Präſident. 

§ 15. Zur Tagesordnung der ordentlichen Generalver⸗ 
ſammlung gehören: 8 

a) Der Bericht des Aufſichtsraths über die Geſchäfts⸗ 
ergebniſſe des letzten Jahres und der Bericht der Re⸗ 
viſtons⸗Kommüſion, ſowie die Genehmigung der Jahres⸗ 
rechnung und der vorgeſchlagenen Zutheilungen; 

b) die Vorſchläge des Aufſichtsraths, ſowie 
welche von den Aktionären vorgebracht werden nach 
Maßgabe des Art. 238 des A. D. H G.; 

c) die Wahl der Mitglieder des Auſſichtsraths die durch die 
Auslooſung oder Jonftigen Austritt nöthig geworden iſt; 

d) die Wahl der Reviſoren (8 26). 

8 16. Abänderungen der Statuten oder Zuſätze zu den⸗ 
ſelben können nur in einer Generalverſammlung, in welcher 
ohne Rückſicht auf die Zahl der Aktienſtimmen, wenigſtens die 
Hälfte der Aktien vertreten ſind und nur mit dreiviertel der 
auweſenden Stimmen beſchloſſen werden. 

Die gleiche Beſchlußfähigkeit der Generalverſammlung und 
die Stimmeneinhelligkeit der anweſenden Aktionäre iſt erfordert, 
wenn die Geſellſchaft durch Uebertragung ihres Vermögens und 
ihrer Schulden an eine andere Aktiengeſellſchaft gegen Ge: 
währung von Aktien der letzteren aufgelöst werden ſoll. 

§ 17. Der Aufſichtsrath beficht and drei bis fünf Mit⸗ 
gliedern, wovon mindeſtens drei aus der Zahl der in Mann⸗ 
heim wohnenden Aktionäre zu wählen ſind. 

§ 18. In den erſten zwei Jahren ſcheiden jährlich zwei 
Mitglieder — im dritten Jahre das von der erſten Wahl übrig 
bleibende eine Mitglied — aus. Die Reihenfolge wird durch's 
Loos beſtimmt. Die Ausgetretenen ſind wieder wählbar. 

Die Wahlen werden in geheimer Form vollzogen. 

§ 19. Die Beſchlußfähigkeit des Aufſichtsraths iſt durch 
die Anweſenheit von drei Mitgliedern bedingt. h 

Die Boſchlüſſe werden durch einfache Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Gleichheit der Stimmen gilt jener Beſchluß als 
angenommen, für welchen der Vorſitzende geſtimmt hat. 

Ueber jede Sitzung wird ein Protokoll geführt. 

§ 20. Der Nufjichtsrath beſtimmt jeweils die Anlegung 
der Fonds der Geſellſchaft; ſolche darf zu einem Theile in 
pupillariſch ſichern Hypotheken, im Uebrigen aber nur in feſt⸗ 
verzinslichen Auleihen des deutſchen Reiches oder der einzelnen 
deuiſchen Staaten und nur ausnahmsweiſe bei Kautionen auch 
in den Anleihen des betreffenden auswärtigen Staates geſchehen. 


diejenigen, 


8 21. Der Auſſichtsrath ſetzt die Dividende feſt und trifft 
nach erfolgter Genehmigung durch die Generalverſammlung An⸗ 
ordnung zu deren Auszahlung. 

8 22. Der Aufſichtsrath ſetzt durch Vertrag die Ent⸗ 
ſchädigung für die Direktion feſt und beſtimmt die Proviſion für 
die Generalagenten. 

Er bezieht für ſeine Mühewaltung außer der Erſtattung 
etwaiger baarer Auslagen eine Tantieme von 10 % des Rein⸗ 
gewinns, welcher ſich ergibt nachdem bereits eine erſte Divi⸗ 
dende von 10 % auf das eingezahlte Kapital an die Aktionäre 
vertheilt wurde. 

Alle Ausfertigungen der Beſchlüſſe des Aufſichtsrathes ſind 
von dem Vorſitzenden und einem Mitgliede zu unterzeichnen. 

§ 23. Die Direktion (Vorſtand) beſteht aus einem oder 
mehreren vom Aufſichtsrathe ernannten Mitgliedern, welche die 
Firma der Geſellſchaft nach Vorſchrift des Aufſichtsraths und 
gemäß § 229 des A. D. H. G. zeichnen; ſie leitet die Geſchäſte 
der Geſellſchaft in Befolgung der Statuten, der beſonderen 
Weiſungen des Auſſichtsrathes und der von der General⸗ 
verſammlung gefaßten Beſchlüſſe. 

Sie iſt befugt ſich in Streitſachen durch Bevollmächtigte 
vertreten zu laſſen, denen ſie die ihr angemeſſen erſcheinenden 
Inſtruktionen ertheilt. Gleiche Befugniß ſteht ihr bei Verträgen 
und Vergleichen zu, welche auswärts zu ſchließen ſind. 

Dieſelbe ſtellt im Einverſtändniß mit dem Auſſichtsrath die 
Police⸗Bedingungen und die Prämienſätze feſt und trifft Die 
ihr angemeſſen ſcheinenden Modifikationen. 

Ebenſo kann ſie auswärtige Agenten anſtellen und deren 
Proviſion mit denſelben vereinbaren. 

Die Direktionsmitglieder dürfen keine Nebengeſchäfte betreiben. 

$ 24. Die Policen find durch die Direktion auszuſtellen, 
ausgenommen, wenn in einem Lande durch die Behörde die Be⸗ 
ſtellung eines Generalbevollmächtigten bedingt wurde, in welchem 
Falle dieſem die Ausfertigung der Policen übertragen werden kann. 

§ 25. Die Solawechſel der Aktionäre und die Werthpapiere 
der Geſellſchaft werden nach Anordnung des Aufſichtsrathes in 
geeignete ſichere Verwahrung gebracht. 
Geſchäfts⸗Bilanz. 

§ 26. Die Bilanz der Geſellſchaft wird alljährlich auf den 
31. Dezember abgeſchloſſen und von zwei aus der Zahl der 
Aktionäre im Voraus durch die Generalverſammlung zu be⸗ 
ſtimmende Reviſoren geprüft; die Reviſton hat ſich auch auf die 
Werthpapiere und die Kaffe zu erſtrecken. 

§ 27. Ergibt ſich aus dem Rechnungsabſchluſſe bei voll: 
ſtändig vorhandenem Altienkapital und nach Abzug aller Koſten, 
ſowie der Reſerve für noch laufende Riſiko's und ſchwebende 
Schäden, ein Gewinn, jo wird ein vom Aufſichtsrath zu beſtim⸗ 
mender Theil davon dem Reſervefond zugetheilt, ſo lange letzterer 
nicht die Höhe des eingezahlten Kapitals erreicht hat. 

§ 28. Die Auszahlung der Dividende geſchieht in Mann⸗ 
heim, wo zu dieſem Zwecke die auswärtigen Aktionäre Domizil 
zu wählen haben. 

§ 29. Alle für die Aktionäre beſtimmten Kundgebungen 
des Aufſichtsraths, der Generalverſammlung und der Direktion 
werden deuſelben durch eingeſchriebene Briefe mitgetheilt. Inſo⸗ 
weit öffentliche Bekanntmachung im Aktiengeſetz vorgeſchrieben 
iſt, geſchieht ſolche durch den „Reichsanzeiger.“ 

Auflöſung der Geſellſchaft. 

8 30. Die Auflöfung der Geſellſchaft vor der in 8 3 fefl- 
geſetzten Dauer findet ſtatt, wenn ſowohl der Reſervefond als auch 
die Hälfte des durch die Aktien geſchaffenen Grundkapitals der 
Geſellſchaft verloren gegangen iſt und die in dieſem Falle einzu⸗ 
berufende Generalverſammlung die Wiederergänzung beſagten 
Kapitals nicht beſchließen ſollte. 

Die Generalverſammlung iſt jedoch in dieſem Falle nur 
beſchlußfähig, wenn in derſelben ohne Rückſicht auf die Zahl der 
Aktienſtimmen, dreiviertel aller Aktien vertreten ſind. 

§ 31. Die Geſellſchaft in Liquidation haftet für alle noch 
laufenden Riſikos bis zu deren Ablauf und das Vermögen darf 
nicht eher vertheilt werden, als nach vorheriger Sicherſtellung 
der noch laufenden Verpflichtungen. * x 

& 32. Auf Anordnung der Liquidationskommiſſion ſind die 
Aktionäre verpflichtet, zur Erfüllung der noch laufenden Verbind⸗ 
lichleiten, der Geſellſchaft nöthige Zuſchuſſe bis zum Betrage der 
Solawechſel zu machen. 


